
 

 

 

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher, 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 

Sehr geehrte Stadtverordnete, 

Sehr geehrte Gäste, 

 

ein neuer Tagesordnungspunkt … mit einem alten 

Thema… 

Ein Antrag, der Wunder vollbringen soll: Es geht 

wiedereinmal um eine Modellrechnung für eine 

einkommensabhängige Betreuungsgebühr.  

Sie wollen damit erreichen, das sich finanzielle 

Belastungen für Eltern reduzieren, sich dabei aber die 

Gebühreneinnahme für den städtischen Haushalt um 25 % steigern. 

 

Ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Wenn es ein solches Modell in Deutschland 

gäbe, das es ermöglicht, Kindergartengebühren zu senken und dennoch 

mehr Gebühren einzunehmen, würden wir uns als Fraktion der Freien 

Wählergemeinschaft tatsächlich die Frage stellen, warum die 

Verantwortlichen in den Verwaltungen nicht längst mit einem konkreten 

Vorschlag zur Umsetzung auf die Politik zu gekommen sind…  

 

Bildung ist Ländersache: Daher gibt es auf Landesebene Gesetze und 

Verordnungen zu Kindergartenbeiträgen. Eltern mit geringem Einkommen 

sind BUNDESWEIT schon heute per Gesetz von Beiträgen für die 



 

 

Kinderbetreuung befreit, z.B. wenn sie den Kinderzuschlag oder Wohngeld 

erhalten. 

 

Schaue ich in unseren Städtischen Haushalt, so lese ich schon im Vorbericht 

ganz deutlich:  

Die Gesamtkosten der Betreuung für unsere jüngsten Einwohner werden 

mit einem nur sehr geringen Teil über die Gebühren der Eltern getragen.  

(Vorbericht Seite 71)  

z.B. Anteil für U3 und Ganztag:  

14 % Gebühren Eltern 

18 % Zuschuss Land  

68 % Stadt GU  

Der Zuschuss pro Kind der Stadt Gudensberg liegt in 2025 bei 731,-€. (2014 

noch 437,40 € allerdings auch bei weniger Kindern Anzahl +59 in 2025)  

Das bedeutet: DER maßgebliche HEBEL LIEGT NICHT IN DER GEBÜHR, die 

Eltern bezahlen sollen!  

 

Wie kommen Sie immer wieder auf die Idee, das es so viele Eltern in 

Gudensberg gibt, denen es ganz leicht fällt, die heutigen Gebühren zu 

tragen und die ohne weiteres auch noch ein bischen mehr zahlen könnten, 

damit andere weniger zahlen dürfen.  

 

Die Einkünfte einkommensteuerpflichtiger Personen in Gudensberg 

liegen UNTER dem landesweiten Durchschnitt. (landesweiten 

Durchschnitt 44.482 Euro, Seite 16 Sozialbericht) 



 

 

 

Neben vielen Statistiken zu Löhnen und Gehältern gibt es einen 

Sozialbericht für die Stadt Gudensberg. Dieser Bericht hat deutliche Zahlen 

hervorgebracht zu den Gehaltsstrukturen unserer Bürger. (Seite 16 

Sozialbericht, Schwalm-Eder-Kreis 38.050 EURO) 

 

Der Grundgedanke: Eltern mit geringem Einkommen zahlen weniger als 

Eltern mit höherem Einkommen kann nur funktionieren, wenn genügend 

Eltern mit sehr hohem Einkommen mitbezahlen. 

 

Und bedenken Sie bitte: Es gibt keine Kindergartenpflicht in Deutschland. 

Also ein Gutverdienender – und auch dieses Wort sollten Sie für sich 

definieren - kann ganz einfach auch eine andere Betreuungsentscheidung 

treffen als die Einrichtungen der Städtischen Kommune zu wählen. 

 

Den verwaltungsseitigen Aufwand für die Umsetzung eines solchen 

einkommensabhängigen Gebührensystems will ich heute hier gar nicht 

beschreiben. Allein die Definition: „einkommensabhängig“ lässt dabei so 

viel Spielraum… 

  

Bitte konzentrieren Sie sich in Ihren übergeordneten Parteistrukturen auf 

das eigentliche Problem: 

 

Es fehlt eine ausreichende Gegenfinanzierung von gesetzlichen 

Ansprüchen, die wir als Kommune zu erfüllen haben. Auch der Städtetag 



 

 

hat jüngst kritisiert, das Kommunen zwar ein Viertel der gesamtstaatlichen 

Aufgaben tragen aber nur ein Siebtel der Steuereinnahmen erhalten. Das 

Problem liegt also auf einer anderen Ebene. 

 

Die Gebühren der Eltern können niemals das Problem lösen. Die hohe 

Belastung der Kommunen und die viel zu geringe Unterstützung vom Land 

sind das eigentliche Problem. Ich persönlich hätte mir gewünscht, dass Sie 

den Ruf hier aus dem Stadtparlament nach Unterstützung vom Land 

deutlicher weiter tragen...  

 

Denn nur dort, hätte man den richtigen und wirklichen HEBEL für eine 

Lösung, der insgesamt die finanzielle Belastung für die Kommunen 

verändern kann und gleichzeitig eine qualitativ hochwertige Betreuung 

sicherstellt.  

 

Die FWG wird sich heute Abend bei dem Antrag enthalten. 

 

 

 

 


